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, §70
(Initiativrecht des Personalrats in 
Mitbestimmungsangelegenheiten)

(1) Beantragt der Personalrat eine Maßnahme, die nach § 75 Abs. 3 
Nr. 1 bis 6 und 11 bis 17 seiner Mitbestimmung unterliegt, so hat er sie 
schriftlich dem Leiter der Dienststelle vorzuschlagen. Entspricht 
dieser dem Antrag nicht, so bestimmt sich das weitere Verfahren nach 
§ 69 Abs. 3 und 4.

(2) Beantragt der Personalrat eine Maßnahme, die nach anderen als 
den in Absatz 1 Satz 1 bezeichneten Vorschriften seiner Mitbestim­
mung unterliegt, so hat er sie schriftlich dem Leiter der Dienststelle 
vorzuschlagen. Entspricht dieser dem Antrag nicht, so bestimmt sich 
das weitere Verfahren nach § 69 Abs. 3; die oberste Dienstbehörde 
entscheidet endgültig.

§71
(Einigungsstelle)

(1) Die Einigungsstelle wird bei der obersten Dienstbehörde 
gebildet Sie besteht aus je drei Beisitzern, die von der obersten 
Dienstbehörde und der bei ihr bestehenden zuständigen Personalver­
tretung bestellt werden, und einem unparteiischen Vorsitzenden, auf 
dessen Person sich beide Seiten einigen. Kommt eine Einigung über 
die Person des Vorsitzenden nicht zustande, so bestellt ihn der 
Präsident des Obersten Verwaltungsgerichts, bis zu dessen Bildung 
der Vorsitzende des Senats für Arbeitsrecht des Obersten Gerichts 
der Deutschen Demokratischen Republik.

(2) Die Verhandlung ist nicht öffentlich. Der obersten Dienstbehör­
de und der zuständigen Personalvertretung ist Gelegenheit zur 
mündlichen Äußerung zu geben, im Einvernehmen mit der Beteiligten 
kann die Äußerung schriftlich erfolgen.

(3) Die Einigungsstelle entscheidet durch Beschluß. Sie kann den 
Anträgen der Beteiligten auch teilweise entsprechen. Der Beschluß 
wird mit Stimmenmehrheit gefaßt Er muß sich im Rahmen der 
geltenden Rechtsvorschriften, insbesondere des Haushaltsgesetzes, 
halten.

(4) Der Beschluß ist den Beteiligten zuzustellen. Er bindet, 
abgesehen von den Fällen des' § 69 Abs. 4 Sätze 3, 5 die Beteiligten, 
soweit er eine Entscheidung im Sinne des Absatzes 3 enthält

§72
(Mitwirkungsverfahren)

(1) Soweit der Personalrat an Entscheidungen mitwirkt, ist die 
beabsichtigte Maßnahme vor der Durchführung mit dem Ziele einer 
Verständigung rechtzeitig und eingehend mit ihm zu erörtern.

(2) Äußert sich der Personalrat nicht innerhalb von zehn Arbeitsta­
gen oder hält er bei Erörterung seine Einwendungen oder Vorschläge 
nicht aufrecht, so gilt die beabsichtigte Maßnahme als gebilligt 
Erhebt der Personalrat Einwendungen, so hat er dem Leiter der 
Dienststelle die Gründe mitzuteilen. § 69 Abs. 2 Satz 6 gilt entspre­
chend.

(3) Entspricht die Dienststelle den Einwendungen des Personalrates 
nicht oder nicht in vollem Umfange, so teilt sie dem Personairat ihre 
Entscheidung unter Angabe der Gründe schriftlich mit

(4) Der Personalrat einer nachgeordneten Dienststelle kann die 
Angelegenheit binnen drei Arbeitstagen nach Zugang der Mitteilung 
auf dem Dienstwege den übergeordneten Dienststellen, bei denen 
Stufenvertretungen bestehen, mit dem Antrag auf Entscheidung 
vorlegen. Diese entscheiden nach Verhandlung mit der bei ihnen 
bestehenden Stufenvertretung. § 69 Abs. 3 Sätze 2, 3 gilt entspre­
chend. Eine Abschrift seines Antrages leitet der Personalrat seiner 
Dienststelle zu.

(5) Ist ein Antrag gemäß Absatz 4 gestellt, so ist die beabsichtigte 
Maßnahme bis zur Entscheidung der angerufenen Dienststelle auszu­
setzen.

(6) § 69 Abs. 5 gilt entsprechend.

§73
(Dienstvereinbarungen)

(1) Dienstvereinbarungen sind zulässig, soweit sie dieses Gesetz 
ausdrücklich vorsieht. Sie werden durch Dienststelle und Personalrat 
gemeinsam beschlossen, sind schriftlich niederzulegen, von beiden 
Seiten zu unterzeichnen und in geeigneter Weise bekanntzumachen.

(2) Dienstvereinbarungen, die für einen größeren Bereich gelten, 
gehen den Dienstvereinbarungen für einen kleineren Bereich vor.

§74
(Durchführung von Entscheidungen)

(1) Entscheidungen, an denen der Personalrat beteiligt war, führt 
die Dienststelle durch, es sei denn, daß im Einzelfall etwas anderes 
vereinbart ist.

(2) Der Personalrat darf nicht durch einseitige Handlungen in den 
Dienstbetrieb eingreifen.

Dritter Abschnitt 
Angelegenheiten, in denen der Personalrat 

zu beteiligen ist

§75
(Fälle der uneingeschränkten Mitbestimmung)

(1) Der Personalrat hat mitzubestimmen in Personalangelegenhei­
ten, die nicht unter § 76 fallen, bei

1. Einstellung,
2. Übertragung einer höher oder niedriger zu bewertenden Tätig­

keit, Höher- oder Rückgruppierung, Eingruppierung,
3. Versetzung zu einer anderen Dienststelle, Umsetzung innerhalb 

der Dienststelle, wenn sie mit einem Wechsel des Dienstortes 
verbunden ist (das Einzugsgebiet im Sinne des Umzugskosten­
rechts gehört zum Dienstort),

4. Abordnung für eine Dauer von mehr als drei Monaten,
5. Weiterbeschäftigung über die Altersgrenze hinaus,
6. Anordnungen, welche die Freiheit in der Wahl der Wohnungen 

beschränken,
7. Versagung oder Widerruf der Genehmigung einer Nebentätig­

keit.
§ 75 Abs. 1 Nr. 4a BPersVG findet keine Anwendung.

(2) Der Personalrat hat mitzubestimmen in sozialen Angelegenhei­
ten bei

1. Gewährung von Unterstützungen, Vorschüssen, Darlehen und 
entsprechenden sozialen Zuwendungen,

2. Zuweisung und Kündigung von Wohnungen, über die die 
Dienststelle verfügt, sowie der allgemeinen Festsetzung der 
Nutzungsbedingungen.

3. Zuweisung von Dienst- und Pachtland und Festsetzung der 
Nutzungsbedingung.

Hat ein Beschäftigter eine Leistung nach Nummer 1 beantragt, wird 
der Personalrat nur auf seinen Antrag beteiligt; auf Verlangen des 
Antragstellers bestimmt nur der Vorstand des Personalrates mit. Die 
Dienststelle hat dem Personalrat nach Abschluß jedes Kalendervier­
teljahres einen Überblick über die Unterstützungen und entsprechen­
den sozialen Zuwendungen zu geben. Dabei sind die Anträge und die 
Leistungen gegenüberzustellen. Auskunft über die von den Antrag­
stellern angeführten Gründe wird hierbei nicht erteilt.

(3) Der Personalrat hat, soweit eine gesetzliche oder tarifliche 
Regelung nicht besteht, gegebenenfalls durch Abschluß von Dienst­
vereinbarungen mitzubestimmen über

1. Beginn und Ende der täglichen Arbeitszeit und der Pausen sowie 
die Verteilung der Arbeitszeit auf die einzelnen Wochentage,

2. Zeit, Ort und Art der Auszahlung der Dienstbezüge und 
Arbeitsentgelte,

3. Aufstellung des Urlaubsplanes, Festsetzung der zeitlichen Lage 
des Erholungsurlaubs für einzelne Beschäftigte, wenn zwischen


